
P . b . b . Erscheinungsort Wien, Verlagspostamt 1030 Wien

1459

BUNDESGESETZBLATT
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH

Jahrgang 1983 Ausgegeben am 31. Mai 1983 115. Stück

286. Verordnung: Auflassung eines für den Durchzugsverkehr entbehrlich gewordenen Abschnittes
der S 9 Innviertler Schnellstraße im Bereich der Stadtgemeinde Braunau am Inn

287. Verordnung: Bestimmung des Straßenverlaufes der B 45 Pulkautal Straße im Bereich der Stadt-
gemeinde Laa an der Thaya

288. Verordnung: Abänderung der Verordnung über Ausnahmen von der Sichtvermerkspflicht
289. Kundmachung: Aufhebung einiger Worte im § 66 des Handelskammergesetzes durch den Verfas-

sungsgerichtshof

286. Verordnung des Bundesministers für
Bauten und Technik vom 4. Mai 1983 betref-
fend die Auflassung eines für den Durchzugs-
verkehr entbehrlich gewordenen Abschnittes
der S 9 Innviertler Schnellstraße im Bereich

der Stadtgemeinde Braunau am Inn

Auf Grund des § 4 Abs. 2 des Bundesstraßenge-
setzes 1971, BGBl. Nr. 286, in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBl. Nr. 63/1983 wird verordnet:

Der Straßenteil der S 9 Innviertler Schnellstraße,
welcher bis zur endgültigen Umlegung auf eine die
Voraussetzungen des § 2 Abs. 1 lit. b BStG 1971
erfüllende Straßentrasse als Bundesstraße B gemäß
§33 Abs. 5 BStG 1971 gilt und bis dahin die
straßenpolizeiliche Bezeichnung B 309 Innviertler
Ersatzstraße trägt und durch die Fertigstellung und
Verkehrsübergabe des mit Verordnung vom
21. März 1977, BGBl. Nr. 151, im Verlauf
bestimmten Abschnittes („Weilhart-Landes-
straße—Staatsgrenze/Innbrücke") für den Durch-
zugsverkehr entbehrlich wurde, wird von
km 71,486 (alt) bis km 73,22 (alt) als Bundesstraße
aufgelassen.

Im einzelnen ist der Verlauf des aufgelassenen
Straßenabschnittes (gelb ausgewiesen) aus den
beim Bundesministerium für Bauten und Technik,
beim Amt der Oberösterreichischen Landesregie-
rung sowie bei der Stadtgemeinde Braunau am Inn
aufliegenden Planunterlagen (im Maßstab
1 : 25000) zu ersehen.

Sekanina

287. Verordnung des Bundesministers für
Bauten und Technik vom 16. Mai 1983 betref-
fend die Bestimmung des Straßenverlaufes der
B 45 Pulkautal Straße im Bereich der Stadtge-

meinde Laa an der Thaya

Auf Grund des § 4 Abs. 1 und 2 des Bundesstra-
ßengesetzes 1971, BGBl. Nr. 286, in der Fassung
des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 63/1983 wird ver-
ordnet:

Der Straßenverlauf eines Abschnittes der B 45
Pulkautal Straße wird im Bereich der Stadtge-
meinde Laa an der Thaya wie folgt bestimmt:

Die B 45 Pulkautal Straße wird von km 60,814
über die Eichamtstraße zur B 46 Staatzer Straße
(km 61,257/neu bzw. km 31,318 der B 46 Staatzer
Straße) geführt.

Gleichzeitig werden die durch die Umlegung für
den Durchzugsverkehr entbehrlich gewordenen
Straßenteile als Bundesstraße aufgelassen.

Im einzelnen ist der Verlauf der B 45 Pulkautal
Straße sowie der aufgelassenen Straßenteile aus
den beim Bundesministerium für Bauten und Tech-
nik, beim Amt der Niederösterreichischen Landes-
regierung sowie bei der Stadtgemeinde Laa an der
Thaya aufliegenden Planunterlagen im Maßstab
1 : 2880 zu entnehmen.

Sekanina
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288. Verordnung des Bundesministers für
Inneres vom 17. Mai 1983, mit der die Verord-
nung vom 11. Jänner 1971, BGBl. Nr. 16,
über Ausnahmen von der Sichtvermerkspflicht

abgeändert wird

Auf Grund des § 23 Abs. 3 des Paßgesetzes 1969,
BGBl. Nr. 422, in der Fassung der BGBl.
Nr. 510/1974 und Nr. 335/1979 wird im Einver-
nehmen mit dem Bundesminister für Auswärtige
Angelegenheiten verordnet:

Die Verordnung des Bundesministers für Inneres
vom 11. Jänner 1971, BGBl. Nr. 16, über Ausnah-
men von der Sichtvermerkspflicht, ergänzt durch
die Verordnungen des Bundesministers für Inneres
vom 2. Dezember 1975, BGBl. Nr. 622, vom
29. Mai 1980, BGBl. Nr. 243, und vom 13. März
1981, BGBl. Nr. 154, wird wie folgt abgeändert:

In Ziffer II ist zu streichen:

d) Staatsangehörige von Malaysia

Lanc

289. Kundmachung des Bundeskanzlers
vom 9. Mai 1983 über die Aufhebung einiger
Worte im § 66 des Handelskammergesetzes

durch den Verfassungsgerichtshof

Gemäß Art. 140 Abs. 5 B-VG und gemäß § 64
Abs. 2 des Verfassungsgerichtshofgesetzes 1953,
BGBl. Nr. 85, wird kundgemacht:

(1) Der Verfassungsgerichtshof hat mit Erkennt-
nis vom 3. März 1983, G 31/81, dem Bundeskanz-
ler zugestellt am 3. Mai 1983, die im ersten Satz
des § 66 des Handelskammergesetzes, BGBl.
Nr. 182/1946, enthaltenen Worte „und das
gesamte Personal" als verfassungswidrig aufgeho-
ben.

(2) Die Aufhebung tritt mit Ablauf des
31. Dezember 1983 in Kraft.

(3) Frühere gesetzliche Bestimmungen treten
nicht wieder in Kraft.

Kreisky


